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Schutzzweck des UrhG

• § 11 UrhG 
‣ Das Urheberrecht schützt den Urheber in seinen geistigen und persönlichen 

Beziehungen zum Werk und in der Nutzung des Werkes. Es dient zugleich der 
Sicherung einer angemessenen Vergütung für die Nutzung des Werkes. 

• Beteiligungsgrundsatz 
‣ „Leitgedanke des Urheberrechts, dass der Urheber tunlichst angemessen an dem 

wirtschaftlichen Früchten zu beteiligen sei, die aus seinem Werk gezogen werden“ 
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Rechtsversagen des Wissensgesellschaft

Dem Urheberrecht wird derzeit der Prozess gemacht. Weniger von Seiten seiner 
berufsmäßigen Interpreten, obwohl sie es könnten, und auch nicht von Seiten des 
Gesetzgebers, der es eigentlich tun müsste, sondern durch die Gesellschaft selbst. 

— Dan Wielsch
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Nutzungsmöglichkeiten 

Nicht-Rivalität Nicht-Exklusivität 

öffentliche Güter

Herstellung von Ausschließbarkeit

privates Gut
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Informationsökonomisches Dilemma

optimale Nutzung von 
Informationen

effiziente Produktion 
von Information

Zugangsfreiheit 
Kosten gegen Null 

tendierend

Zugangskontrolle 
Preis muss Grenzkosten + 

Gewinn abdecken
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RICHTLINIE 2012/28/EU DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 25. Oktober 2012 

über bestimmte zulässige Formen der Nutzung verwaister Werke 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 53 Absatz 1, Artikel 62 und 
Artikel 114, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die na­
tionalen Parlamente, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschusses ( 1 ), 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ( 2 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Öffentlich zugängliche Bibliotheken, Bildungseinrichtun­
gen und Museen sowie Archive, im Bereich des Film- 
oder Tonerbes tätige Einrichtungen und öffentlich-recht­
liche Rundfunkanstalten in den Mitgliedstaaten sind mit 
der groß angelegten Digitalisierung ihrer Sammlungen 
oder Archivbestände befasst, um europäische digitale Bi­
bliotheken zu schaffen. Sie tragen zur Bewahrung und 
Verbreitung des europäischen Kulturerbes bei, was auch 
für die Schaffung europäischer digitaler Bibliotheken wie 
Europeana wichtig ist. Technologien für die Massendigi­
talisierung gedruckter Materialien und für die Suche und 
Indexierung vergrößern den Forschungswert der Samm­
lungen der Bibliotheken. Die Einrichtung großer Online- 
Bibliotheken erleichtert die Verwendung elektronischer 
Hilfsmittel zum Suchen und Finden, die Forschern und 
Wissenschaftlern, die sich sonst mit traditionelleren, ana­
logen Suchmethoden begnügen müssten, neue Erkennt­
nisquellen eröffnen. 

(2) Die Notwendigkeit, den freien Austausch von Wissen 
und Innovation im Binnenmarkt zu fördern, stellt eine 
bedeutende Komponente der Strategie Europa 2020 dar; 
dies ergibt sich aus der Mitteilung der Kommission „Eu­
ropa 2020: Eine Strategie für intelligentes, nachhaltiges 
und integratives Wachstum“, die als eine ihrer Leitinitia­
tiven die Entwicklung einer Digitalen Agenda für Europa 
beinhaltet. 

(3) Die Schaffung eines Rechtsrahmens zur Erleichterung der 
Digitalisierung und Verbreitung von urheberrechtlich 
oder durch verwandte Schutzrechte geschützten Werken 
und sonstigen Schutzgegenständen, deren Rechteinhaber 
unbekannt ist oder, selbst wenn dieser bekannt ist, nicht 
ausfindig gemacht werden kann — sogenannter „verwais­
ter Werke“ — ist eine Schlüsselmaßnahme der Digitalen 
Agenda für Europa, wie dies in der Mitteilung der Kom­
mission „Eine Digitale Agenda für Europa“ dargelegt ist. 

Diese Richtlinie hat das spezifische Problem der gesetzli­
chen Regelung des Status als verwaistes Werk und deren 
Folgen in Bezug auf die zulässigen Nutzer und zulässigen 
Formen der Nutzung des als verwaist geltenden Werkes 
oder Tonträgers zum Gegenstand. 

(4) Diese Richtlinie lässt in den Mitgliedstaaten entwickelte 
spezifische Lösungen zur umfassenderen Massendigitali­
sierung, wie im Fall der sogenannten „vergriffenen Wer­
ke“, unberührt. Diese Lösungen berücksichtigen die Be­
sonderheiten der verschiedenen Arten von Inhalten und 
der verschiedenen Nutzer und bauen auf dem Konsens 
der maßgeblichen Interessengruppen auf. Dieser Ansatz 
wurde auch in der am 20. September 2011 von Ver­
tretern europäischer Bibliotheken, Autoren, Verlegern 
und Verwertungsgesellschaften unterzeichneten und von 
der Kommission bezeugten Absichtserklärung über die 
Grundprinzipien der Digitalisierung und der Bereitstel­
lung vergriffener Werke verfolgt. Diese Richtlinie lässt 
diese Absichtserklärung unberührt, in der die Mitglied­
staaten und die Kommission aufgefordert werden, zu ge­
währleisten, dass zwischen Nutzern, Rechteinhabern und 
Verwertungsgesellschaften auf freiwilliger Basis geschlos­
senen Vereinbarungen über die Vergabe von Lizenzen für 
die Nutzung vergriffener Werke nach den in der Ab­
sichtserklärung enthaltenen Grundsätzen die erforderliche 
Rechtssicherheit im nationalen und grenzüberschreiten­
den Rahmen zugute kommt. 

(5) Das Urheberrecht stellt die wirtschaftliche Grundlage der 
Kreativwirtschaft dar, weil es Innovation, künstlerisches 
Schaffen, Investitionen und Produktion anregt. Daher 
dient die Massendigitalisierung und -verbreitung von 
Werken dem Schutz des europäischen Kulturerbes. Das 
Urheberrecht ist ein wichtiges Instrument, um die Ver­
gütung des Kreativsektors für seine Arbeit sicherzustellen. 

(6) Die ausschließlichen Rechte der Rechteinhaber an der 
Vervielfältigung ihrer Werke und sonstigen Schutzgegen­
stände und an ihrer öffentlichen Zugänglichmachung, die 
mit der Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 22. Mai 2001 zur Harmo­
nisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der 
verwandten Schutzrechte in der Informationsgesell­
schaft ( 3 ) harmonisiert wurden, erfordern für die Digitali­
sierung und die öffentliche Zugänglichmachung eines 
Werks oder sonstigen Schutzgegenstands die vorherige 
Zustimmung des Rechteinhabers. 

(7) Im Falle verwaister Werke ist es nicht möglich, eine sol­
che vorherige Zustimmung zur Vervielfältigung oder zur 
öffentlichen Zugänglichmachung einzuholen. 

(8) Die unterschiedlichen Ansätze der Mitgliedstaaten bei der 
Anerkennung des Status als verwaistes Werk können das 
Funktionieren des Binnenmarkts, die Nutzung von ver­
waisten Werken und den grenzüberschreitenden Zugang 
dazu behindern. Solche unterschiedlichen Ansätze

DE 27.10.2012 Amtsblatt der Europäischen Union L 299/5 

( 1 ) ABl. C 376 vom 22.12.2011, S. 66. 
( 2 ) Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 13. September 2012 

(noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht) und Beschluss des Rates 
vom 4. Oktober 2012. ( 3 ) ABl. L 167 vom 22.6.2001, S. 10.
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Nutzung von verwaisten Werken
• § 61 Abs. 2 UrhG 
‣ Verwaiste Werke sind Werke und sonstige Schutzgegenstände in Büchern, Fachzeitschriften, 

Zeitungen, Zeitschriften oder anderen Schriften… aus Sammlungen (Bestandsinhalten) von … 
Archiven … wenn diese Bestandsinhalte bereits veröffentlicht worden sind… 

• § 61 Abs. 4 UrhG 

‣ Bestandsinhalte, die [dem Archiv vor dem 29.10.2014 überlassen wurden und] nicht erschienen 
sind oder nicht gesendet wurden, dürfen durch die jeweilige in Absatz 2 genannte Institution 
genutzt werden, wenn die Bestandsinhalte von ihr bereits mit Erlaubnis des Rechtsinhabers der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht wurden und sofern nach Treu und Glauben anzunehmen ist, 
dass der Rechtsinhaber in die Nutzung nach Absatz 1 einwilligen würde.
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Exkurs: Veröffentlichung und Vorlage
• § 12 Abs. 1 UrhG 
‣ Der Urheber hat das Recht zu bestimmen, ob und wie sein Werk zu veröffentlichen 

ist. 

• § 6 Abs. 1 UrhG 

‣ Ein Werk ist veröffentlicht, wenn es mit Zustimmung des Berechtigten der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht worden ist.
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Nutzung von verwaisten Werken
• § 61 Abs. 2 UrhG 
‣ Verwaiste Werke sind Werke und sonstige Schutzgegenstände in Büchern, Fachzeitschriften, 

Zeitungen, Zeitschriften oder anderen Schriften… aus Sammlungen (Bestandsinhalten) von … 
Archiven … wenn diese Bestandsinhalte bereits veröffentlicht worden sind… 

• § 61 Abs. 4 UrhG 

‣ Bestandsinhalte, die [dem Archiv vor dem 29.10.2014 überlassen wurden und] nicht erschienen 
sind oder nicht gesendet wurden, dürfen durch die jeweilige in Absatz 2 genannte Institution 
genutzt werden, wenn die Bestandsinhalte von ihr bereits mit Erlaubnis des Rechtsinhabers der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht wurden und sofern nach Treu und Glauben anzunehmen ist, 
dass der Rechtsinhaber in die Nutzung nach Absatz 1 einwilligen würde.
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Urheberrecht in der wissensbestimmten Gesellschaft

• Berücksichtigung der multilateralen Wirkungen von Schutzrechten in den 
unterschiedlichen Umwelten des Rechts 

• Schutzgegenstand und Grenzen der Ausschließlichkeitsrechte sind mit den 
Bedürfnissen der verschiedenen kommunikativen Prozesse abzustimmen, an denen 
teilzunehmen sie beschränken oder ermöglichen können
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Zugangsregeln
• Zugangsregeln schränken mit Rücksicht auf die für den jeweiligen Diskurs grundlegenden 

Institutionen der Wissensteilung das Verbotsrecht von Rechtsinhabern ein, indem sie die 

Nutzungsbefugnis dezentralisieren und erlaubnisfreie (wenn auch nicht automatisch 
entgeltfreie) Nutzungsmöglichkeiten von Immaterialgütern schaffen. 

— Dan Wielsch, ZGE 2013, 274, 305
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Testfall: Anschlussnutzungen

I. Fall TU Darmstadt/Ulmer Verlag 

‣ EuGH v. 11.9.2014, C-C-117/13 – TU Darmstadt ./. Eugen Ulmer KG  

‣ BGH v. 16.4.2015, 16. April 2015 – I ZR 69/11 – Elektronische Leseplätze II 
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§ 52b Wiedergabe von Werken an elektronischen Leseplätzen

(1) Zulässig ist, veröffentlichte Werke aus dem Bestand öffentlich zugänglicher Bibliotheken, 
Museen oder Archive, die keinen unmittelbar oder mittelbar wirtschaftlichen oder 
Erwerbszweck verfolgen, ausschließlich in den Räumen der jeweiligen Einrichtung an 
eigens dafür eingerichteten elektronischen Leseplätzen zur Forschung und für private 
Studien zugänglich zu machen, soweit dem keine vertraglichen Regelungen 
entgegenstehen. 

(2) Es dürfen grundsätzlich nicht mehr Exemplare eines Werkes an den eingerichteten 
elektronischen Leseplätzen gleichzeitig zugänglich gemacht werden, als der Bestand der 
Einrichtung umfasst. Für die Zugänglichmachung ist eine angemessene Vergütung zu 
zahlen.
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Testfall: Anschlussnutzungen

I. Fall TU Darmstadt/Ulmer Verlag 

‣ EuGH v. 11.9.2014, C-C-117/13 – TU Darmstadt ./. Eugen Ulmer KG  

‣ BGH v. 16.4.2015, 16. April 2015 – I ZR 69/11 – Elektronische Leseplätze II 

II. Probleme 

1. Vorrang vertraglicher Regelungen: Lizenzangebot oder bestehender Vertrag? 

2. Annexkompetenz zur Digitalisierung 

3. Ermöglichung von Anschlussnutzungen der Nutzer (Ausdruck/Speichern) 
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BUNDESGERICHTSHOF 
IM NAMEN DES VOLKES 

 
URTEIL 

I  Z R  6 9 / 1 1  Verkündet am: 
16. April 2015 
Führinger 

 Justizangestellte 
als Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle 

in dem Rechtsstreit 

Nachschlagewerk: ja 

BGHZ: nein 

BGHR: ja 

 Elektronische Leseplätze II 

UrhG § 52b Satz 1 und 2 

a)  Vertragliche Regelungen im Sinne von § 52b Satz 1 UrhG, die einem Zugänglichmachen 
von Werken an elektronischen Leseplätzen entgegenstehen können, sind allein Regelungen 
in bestehenden Verträgen und keine Regelungen in bloßen Vertragsangeboten.  

b)  Soweit es nach § 52b Satz 1 und 2 UrhG zulässig ist, Werke an elektronischen Leseplätzen 
zugänglich zu machen, sind in entsprechender Anwendung des § 52a Abs. 3 UrhG die zur 
Zugänglichmachung erforderlichen Vervielfältigungen zulässig.  

c)  An elektronischen Leseplätzen dürfen Werke unter den Voraussetzungen des § 52b Satz 1 
und 2 UrhG auch dann zugänglich gemacht werden, wenn sie von Nutzern der elektroni-
schen Leseplätze nicht nur gelesen, sondern ausgedruckt oder abgespeichert werden kön-
nen.  

d)  An elektronischen Leseplätzen nach § 52b Satz 1 und 2 UrhG zugänglich gemachte Werke 
dürfen von Nutzern der elektronischen Leseplätze unter den Voraussetzungen des § 53 
UrhG vervielfältigt werden.  

e) Betreiber elektronischer Leseplätze können für unbefugte Vervielfältigungen eines Werkes 
durch Nutzer der elektronischen Leseplätze haften, wenn sie nicht die ihnen möglichen und 
zumutbaren Vorkehrungen getroffen haben, um solche Rechtsverletzungen zu verhindern. 

BGH, Urteil vom 16. April 2015 - I ZR 69/11 - LG Frankfurt a.M. 
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Testfall: Anschlussnutzungen

IV. Konsequenzen jenseits des § 52b 

‣ Trennung zwischen Nutzungshandlungen des Archivs und seiner Nutzer 

‣ Privater Gebrauch (§ 53 I 1) und eigener wissenschaftlicher Gebrauch  
(§ 53 II Nr. 1) setzen nicht voraus, dass Werk veröffentlicht ist (BGH - 
Porträtkunst) 

‣ Archiv haftet nicht als Teilnehmer/Störer, wenn es Vervielfältigungshandlungen 
des Nutzers nicht unterbindet
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….und alle Fragen offen…


